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sich selbst zurückziehen und abseits vom Strom  des Lebens w arten, 
ob' nicht noch einige mehr aus der M asse der V erlorenen auf ihre
Botschaft hin in ihre Arche kommen wollen. Sie ist a l l e r  W elt die
Predigt des Evangeliums Christi schuldig, das in Zuspruch und Anspruch 
„unser ganzes Leben“ umfaßt, w ie es im zw eiten Satz der Barm er 
Erklärung heißt.

Es sollte deutlich werden, w ie sich dies als die „soziale Funktion der 
Kirche“ auswirken kann. W enn w ir dabei zugleich im Auge behalten, 
daß der Endsieg Christi erst im letzten Gericht vor aller W elt deutlich 
wird und bis dahin das Kreuz über der Kirche steht, sind w ir auch 
zugleich vor der Gefahr der sozialen Betriebsam keit bew ahrt, die 
meint, daß w i r  alles machen können, wenn w ir eis nur mit der rich­
tigen Gfesinnung und einer entsprechenden Geschicklichkeit anfassen
und vielleicht neue Ämter und Vereinigungen schaffen, um auf diesem 
„G ebiet“ zu arbeiten; der Teufel steht dann gewöhnlich im Hinter­
grund und sieht sein Reich wachsen. Neben der Betriebsam keit ist aber 
noch die verlogene, christlich getarnte Resignation eine Gefahr. Denn 
der Zusammenhang von Gottes Gerechtigkeit und M enschengerechtigkeit 
gilt nicht nur für Christen, sondern auch für Nichtchristen (Vgl. Schreg, 
a. a. O. S . 433). Die Kirche hat beide daran zu erinnern. S ie  darf es 
tun, weil sie weiß, daß einmal der Zeitpunkt kommen wird, an dem 
die Heiden sagen w erden: Kommt, laßt uns zum Hause des Herrn hin­
aufziehen (Jes. 2, 3). Dann wird der Glaube „schauen, w as er geglaubt 
hat. Und der Unglaube muß schauen, w as er n i c h t  geglaubt hat” . 
Thielicke, a. a. O. S . 127). Da aber das Reich Gottes seit und in 
Christus bereits im Kommen ist, w irkt seine im Ganzen der großen 
W elt verborgenen Herrlichkeit bereits schon in diese noch sündige 
W eltzeit hinein. Jene ist schon sichtbar in der dienenden Liebe, in der 
Anerkennung des anderen als eines M itbruders und Geschöpfes Gottes 
und im Zeugnis der mahnenden und weisenden Riede als Licnt der W elt 
(M atthäus 5, 14). Darin besteht der christliche Beitrag  zur sozialen1 
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Der Züricher Universitätsprofessor Emil Brunner, Doktor der T h eo­
logie, hat soeben sein Referat über das Them a veröffentlicht, das uns1 
zur Überschrift dient und das er auf dem Kongreß der Evangelischen! 
Kirchen in Amsterdam im August 1948 gehalten hat.

In einem Artikel w ies ich bereits auf die Beschlüsse jener Versam m ­
lung hin, die uns damals unvollständig übermittelt worden sind, wie 
sich jetzt aus der Lektüre der Schrift entnehmen läßt, welch letztere; 
ich der Aufmerksamkeit eines Freundes verdanke.

Im ersten Teil seiner Abhandlung untersucht dieser heivorragend® 
Theologe von einem idealen Beobachtungspunkt aus, w ie es die Vorbild­
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liehe Schw eizer Dem okratie ist, das kommunistische und kapitalistische 
System, um beide zu verurteilen. Er behauptet jedoch weiterhin, daß 
die Übel des Kapitalismus durch die W irkung dreier Faktoren w eitge­
hend gemindert w urden: durch die Gew erkschaften, die soziale G esetz­
gebung und durch das w achsende Verständnis der Arbeitgeber für 
ihre soziale V erantw ortung.

Darum, so fügt er hinzu, ist die Frage, ob es  einen dritten W eg 
für das soziale W ohlbefinden gebe, von vornherein beantw ortet. Diese 
Frage kann überhaupt nur in dem Sinne gestellt werden, um zu w is­
sen, wie diese drei Faktoren in der besten Form  einer Zusammenar­
beit zum Handeln zu bringen sind, um die Übel des Kapitalismus ein­
zuschränken, wo sie sich noch zeigen. Ebein das haben wir übrigens 
behauptet, als w ir aufzeigten, daß eine gerechte und durchführbare 
soziale Gesetzgebung einen guten Teil des W eges zu einer guten so­
zialen Verständigung zurücklegt.

Er versichert, daß die Kirche in dieser Hinsicht viel tun kann, um 
die beste Lösung in der gegenw ärtigen Lage zu finden. W as den Staat 
betrifft, als die größte und abstrakteste Einrichtung, so darf er nur 
dann eingreifen, wenn die w irtschaftlichen Verbände und die der A r­
beit, die Gemeinden und die Familie dazu nicht in der Lage oder nicht 
willens sind, das Notwendige im Interesse der Allgemeinheit zu tun. 
Alles, w as von nichtstaatlichen, freien Gruppen getan werden kann, 
soll durch diese gemacht werden. Das Eingreifen des Staates darf nur 
die „ultima ratio” sein.

Unser Zeitalter, fährt der V erfasser fort, verlangt, daß man dies 
anerkenne. Die Völker sind besessen von einem unsinnigen Glauben, 
von einem verheerenden Aberglauben an den Staat. Für alles nimmt 
man seine .Zuflucht zum Staat. Uns zeigt die neueste Geschichte, w o­
hin das führt: zum totalitären Staat, der, w ie unser Gewährsmann 
versichert, das größte soziale Übel durch die Vernichtung der Persön­
lichkeit und der eigenen sozialen Ordnung heraufbeschw ört.

Die Kirche, fügt er hinzu, muß alles gegen dieses größte Übel 
tun, w as in ihrer M acht steht. Dazu müssen w ir zu der Erkenntnis' 
gelangen, daß alle Völker des W estens, einschließlich der Dem okra­
tien, auf dem W eg  zum Totalitarism us sind. Nicht weil sie die Diktatur 
lieben, sondern weil man, sobald irgendein Übel abgestellt werden 
soll, nach dem Vorgehen des Staates ruft, anstatt die sozialen Verbände 
zu mobilisieren. /

Das staatliche Eingreifen in die W irtschaft und die staatliche S o ­
zialgesetzgebung können in der heutigen Zeit nicht vermieden w er­
den, aber w ir müssen wissen, daß dieser W eg sehr gefährlich ist und 
nur dann beschritten w erden darf, wenn andere W ege zu keinem E r­
gebnis führen.

E r fährt fort: in den kirchlichen Kreisen hat man bisher die M ög­
lichkeit wenig in Betracht gezogen, daß der S taa t handelt, dabei aber 
dem Individuum und der Gesellschaft Raum gibt, damit diese sich mit 
der Lösung von vielen sozialen Problemen befassen. Es gibt indessei? 
eine Staatliche Planung, deren Ausführung dem Staat zu übertragen
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nicht tunlich ist, denn er soll die Verantw ortung für die Durchführung 
den nichtstaatlichen Organisationen und Einrichtungen überlassen. So 
kann der Staat im Dienst der so notwendigen Dezentralisation han­
deln nud der wachsenden Nivellierung der M assen entgegenarbeiten.

Beim Lesen dieser W orte des hervorragenden Theologen drängte 
sich mir der Gedanke auf, wieviel sie für uns bedeuten als Beweis^ 
daß es richtig w ar, Verbände des sozialen Dienstes wie S E S I und SE SC , 
SENAI und SENAC zu schaffen, durch die „der Staat sozialen V er­
bänden, die Lösung gew isser Problem e übertragen hat” , wie wir fordern, 
daß man es bezüglich der Institute und Ruhegehaltskassen ebenfalls 
tue. Obwohl sich das in Europa als eine Lösung abzeichnet, die von 
den Kirchen befürw ortet wird, beabsichtigt man hier noch die oben­
genannten Einrichtungen zu beseitigen, um dem Staat eine noch g rö s­
sere Konzentration seiner Verw altung zuzubilligen, eine grössere Z en­
tralisation, trotz der offensichtlichen V orteile, die von der A rbeitge­
berorganisation der Organe des sozialen D ienstes des Handels und der 
Industrie aufgezeigt worden sind, und den ebenso augenscheinlichen 
Übelständen, die die Verw altung der I. A. P. durch den Staat aufweist.

Im letzten Teil seiner w ertvollen Arbeit gelangt Dr. Emil Brunnen? 
zu dem Punkt, der hauptsächlich diesen Kommentar verursacht:

Er sagt: w enn er das verurteilt, w as vom Kapitalismus noch übrig 
ist, erkennt er an, daß auf die Frage —  wie diese Übelstände ab ­
stellen? —  die A ntw ort fast immer unbestimmt, o ft phantastisch ist 
und gewöhnlich die Antworten sehr stark voneinander abweichen, alle 
jedoch nur die Symptome und nicht die Krankheit zum Gegenstand 
haben.

Und so ist es tatsächlich überall.
In der Artikelserie, die ich darüber veröffentlichte, habe ich meine 

Stellungnahme zugunsten geeigneter Maßnahmen für eine Korrektur- 
der sozialen Ungerechtigkeiten klar aufgezeigt.

Ich habe aber ebenfalls gezeigt, daß man den einen keine V o r­
teile zum Nachteil anderer einräumen darf; daß die V erbesserungen, 
die die sozialen Gesetze festlegen, für alle Arbeiter gleich sein müssen; 
und daß sie vor allem e r w o r b e n  und nicht g e g e b e n  werdem 
müssen.

Daher rührt zum Beispiel mein Vorschlag einer praktischen und 
durchführbaren Form el bezüglich einer Gewinnbeteiligung der Arbeiter 
in den Unternehmen, sodaß alle einen bestimmten und keinen unbestimm­
ten und ungleichen Gewinn erhalten, wie es die Pro jekte empfehlen, 
die auf der Beteiligung an den „Bilanzgewinnen” beruhen. Und daher 
verteidige ich die Schaffung eines „Stabilisierungsfonds” für alle A r­
beiter und nicht nur für solche, die in geschickter W eise ihren Abschied 
erw irken ohne den Anschein der sogenannten „justa causa” zu wahren.

M einer Meinung nach kann der „gerechte Anteil für alle” , fivie es 
die utopische sozialistische Versprechung vorsieht, nur als Preis der 
Eignung, als Gegenleistung für die größte Anstrengung, als Ergebnis 
der guten Verw altung erlangt werden. Dies ist bereits in den industriell 
ftveit fortgeschrittenen Ländern möglich, wo alle mit deim Produkt
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ihrer Arbeit und als Folge ihres auf Sparsam keit gerichteten Strebens 
Aktien erwerben können.

Auf diese A rt erreicht man —  w as wichtiger ist als die '.„Ver­
staatlichung der Produktionsmittel” —  die w ahrhafte Sozialisierung der 
Unternehmen durch Beteiligung am Kapital und infolgedessen an den 
Gewinnen von allen, die zu produzieren und zu sparen sich fähig er­
weisen.

Und dort erreicht man sogar jenes, das die Theoretiker als End­
lösung empfehlen, nämlich die Teilnahme an der Verw altung, dies 
aber nur in dem Falle, daß man durchs den Erwierb der Aktie stimm­
berechtigt gew orden ist.

Die Aktionäre wieder wählen unter sich die Fähigsten zur Leitung 
und Verw altung sow ie zur Garantie einer guten Verzinsung des Kapi­
tals aus, w as schon heute in den großen Unternehmen geschieht, die o ft­
mals Hunderttausende von Aktionären zählen, die nicht nur aus den
gutsituierten Kreisen hervorgegangen sind, wie es bei uns noch in der
Regel der Fall ist, sondern aus dem Volke.

Diese Lösung ist viel besser, weil sie eine natürliche ist, als alles,
w as man im allgemeinen zum Nachteil der w irtschaftlichen Entw ick­
lung des eigenen Landes als Beteiligung anpreist. Diesbezüglich ge­
langen die Theoretiker dahin, den Verkauf von Aktien der eigenen Un­
ternehmen zu einem Preis stark unter dem Nennwert und sogar ihre 
obligatorische Schenkung zu empfehlen. Dies ist falsch: der Angestell­
te muß die Aktien des oder derjenigen Unternehmen kaufen können, 
die er bevorzugt. W enn es die des Unternehmens sind, in dem er arbei­
tet, gut; aber falls er die eines anderen Unternehmens vorzieht, wird 
es ebenfalls richtig sein, denn er arbeitet heute hier, morgen dort. 
W ichtig ist, daß er spart und daß er seine Ersparnisse s o  anlegt, da!5 
er sich direkt mit der Produktion verbindet, daß er an ihr als ein Gan­
zes interessiert ist und nicht nur an einem bestimmten Unternehmen, 
an welches er sich für immer gebunden glaubt.

Dies ist der W eg der wirklichen Sozialisierung, zu der wir auf 
natürliche W eise gelangen werden durch die Entwicklung und als Lohn 
für die, welche darauf Anrecht haben. ,

Eine Lücke im Apostolischen Glaubensbekenntnis?

„ . .  nachdem gleich nach der Apostel Zeit, auch bei ihrem Leben, 
falsche Lehrer und Ketzer eingerissen und wider dieselbige in der 
ersten Kirchen Symbola, daß ist, kurze, runde Bekenntnussen, gestellt, 
welche für den einhelligen, allgemeinen christlichen Glauben und B e ­
kenntnis, der rechtgläubigen und w ahrhaftigen Kirchen gehalten, als näm­
lich das Symbolum Apostolicum, Symbolum Nicaenum und das Symbolum 
Athanasii: bekennen w ir uns zu denselben und verwerfen hiermit alle 
Ketzereien und Lehr, so denselben zuwider in die Kirche Gottes ein- 
geführt worden sind” —  so lesen wir in den Bekenntnisschriften unserer 
Kirche (Die Bekenntnisschriften der evangelisch-lutherischen Kirche, DEK 
193U, S . 768  —  Konkordienformel, Von dem summarischen Begriff).


